
 
 

 
Argumentarium zur Abstimmung vom 27. September 2026 

Selbstbestimmung auch im Spital und im Heim 

Am 27. September 2026 stimmt der Kanton Zürich über eine Änderung des Patientinnen- und 
Patientengesetzes und des Gesundheitsgesetzes ab. 

Der Zürcher Kantonsrat hat beschlossen: Menschen sollen ihr Spital oder Heim nicht verlassen 
müssen, wenn sie ihr Leben mit Unterstützung einer Sterbehilfeorganisation selbstbestimmt 
beenden möchten. Gegen diesen Entscheid wurde von den religiösen Parteien EDU/EVP das 
Referendum ergriffen. Deshalb entscheidet nun das Zürcher Stimmvolk. 

Das Initiativkomitee zieht seine Initiative zurück und unterstützt die vom Kantonsrat beschlossene 

Lösung. Sie schafft Klarheit und stärkt die Selbstbestimmung am Lebensende. 

 

1. Warum diese Vorlage für den Kanton Zürich? 

Private Alters- und Pflegeheime sowie Spitäler sind heute nicht überall verpflichtet, Suizidhilfe in 
ihren Räumlichkeiten zuzulassen.  

Dies ist besonders stossend, weil mit der gestiegenen Lebenserwartung immer mehr betagte und 
hochbetagte Menschen in Alters- und Pflegeheimen wohnen oder in Langzeitabteilungen von 
Spitälern liegen. Umso wichtiger ist es, das Selbstbestimmungsrecht der Bewohnenden und 
Patientinnen und Patienten gesetzlich zu verankern. 

Die Vorlage sorgt dafür, dass Selbstbestimmung am Lebensende auch dort gilt, wo Menschen 
wohnen, gepflegt werden oder ihre letzte Lebensphase verbringen. 
 

2. Kein Zwang, das Heim oder Spital zu verlassen 

Es kommt immer wieder vor, dass Menschen ihr Heim oder Spital verlassen müssen, um 
selbstbestimmt zu sterben. Das ist eine unmenschliche Belastung für sie und ihre Angehörigen. 

Wer schwer krank, sehr alt oder geschwächt ist, soll am Lebensende nicht noch zu einem 
belastenden Ortswechsel gezwungen werden. 

Es geht deshalb um eine einfache Frage: Soll ein Mensch am Lebensende sein Heim oder Spital 
verlassen müssen, um sein Selbstbestimmungsrecht wahrnehmen zu können? Oder gilt dieses Recht 
auch dort, wo er wohnt, gepflegt wird oder im Spital liegt? 

Die Antwort muss klar sein: Kein Zwang, das Heim oder Spital verlassen zu müssen. 
 
 



 
 
3. Ist die Forderung neu? 

Nein. Ähnliche Regelungen gibt es bereits seit 2013 im Kanton Waadt, seit 2015 im Kanton 
Neuenburg, seit 2018 im Kanton Genf und seit 2023 im Kanton Wallis. Im Wallis gab es dazu eine 
Volksabstimmung. Eine klare Mehrheit der Stimmberechtigten sagte Ja. 

Auch in der Stadt Zürich ist Suizidhilfe in städtischen Heimen seit 2001 zugelassen. Die Erfahrung 
zeigt: Solche Fälle bleiben selten und die Abläufe können sorgfältig geregelt werden. 
 

4. Werden dadurch Rechte von Heimen und Spitälern verletzt? 

Diese Frage hat das Bundesgericht klar mit Nein beantwortet. 

Nachdem der Kanton Neuenburg Alters- und Pflegeheime verpflichtet hatte, Suizidhilfe in ihren 
Räumlichkeiten zu dulden, klagte die Heilsarmee Neuenburg beim Bundesgericht dagegen. Das 
Bundesgericht hielt mit Urteil vom 13. September 2016 fest: In diesem Bereich stehen sich 
verschiedene Rechte gegenüber. Auf der einen Seite steht die Freiheit der betroffenen Person, ihr 
Privatleben und damit auch ihr Lebensende selbst zu gestalten. Auf der anderen Seite steht die 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit der Trägerschaft eines Alters- oder Pflegeheims oder Spitals. 

Das Bundesgericht entschied klar: In einem solchen Konflikt wiegt die Selbstbestimmung des 
betroffenen Menschen schwerer als die weltanschaulichen oder religiösen Überzeugungen einer 
Institution. Damit bestätigte es, dass Kantone Alters- und Pflegeheime verpflichten dürfen, Suizidhilfe 
in ihren Räumlichkeiten zu dulden. 
 

5. Warum braucht es eine gesetzliche Regelung? 

Gerade weil das Bundesgericht die Grundsatzfrage bereits geklärt hat, braucht es im Kanton Zürich 
eine praktische gesetzliche Regelung. 

Wenn sich eine Institution weigert, Suizidhilfe in ihren Räumen zu dulden, müsste eine betroffene 
Person zuerst dagegen vor Gericht klagen. Das ist am Lebensende unzumutbar. 

Die Vorlage schafft deshalb Klarheit. Sie verhindert, dass schwerleidende Menschen ihr Recht im 
Einzelfall mühsam durchsetzen müssen. 
 

6. Genügt es nicht, wenn Institutionen im Voraus sagen, was bei ihnen gilt? 

Gelegentlich wird argumentiert, es reiche aus, wenn die Trägerschaft eines Alters- oder Pflegeheims 
im Voraus klar mache, dass in ihrer Einrichtung Suizidhilfe nicht geduldet werde. Dann könne man 
frei entscheiden, ob man dort oder woanders ins Heim zieht. 

In der Praxis stimmt das häufig nicht. Viele Heimeintritte erfolgen kurzfristig, zum Beispiel nach 
einem Sturz, nach einem Spitalaufenthalt oder wenn die Betreuung zuhause nicht mehr möglich ist. 
In solchen Situationen bleibt oft keine echte Wahl. 



 
 
Wer bereits in einem Heim lebt oder im Spital liegt, soll nicht gezwungen werden, für einen 
selbstbestimmten Tod nochmals einen anderen Ort zu suchen. 
 

7. Wird das Personal zur Mitwirkung gezwungen? 

Nein. Pflegepersonal, Ärztinnen, Ärzte und Betreuungspersonen werden nicht verpflichtet, bei einem 
assistierten Suizid mitzuwirken. 

Argumentiert wird manchmal, Suizidhilfe in den Räumen von Alters- und Pflegeheimen oder 
Spitälern sei für das Personal eine schwere Belastung. Wichtig ist deshalb, vorher zu informieren, 
klare Abläufe festzulegen und das Gespräch mit den Beteiligten zu suchen. 

Untersuchungen aus der Westschweiz zeigen zudem, dass eine Mehrheit des Pflegepersonals hinter 
dem Recht der Patienten steht. 

Entscheidend bleibt: Die Suizidhilfe wird durch eine Sterbehilfeorganisation geleistet, sofern die 
gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Das Personal wird nicht zur Mitwirkung verpflichtet. 

Kein Zwang für das Personal. Und kein Zwang für Betroffene, ihr Heim oder Spital am Lebensende 
verlassen zu müssen. 
 

8. Sind Suizidhilfefälle in Alters- und Pflegeheimen häufig? 

Nein. Sie sind die grosse Ausnahme. 

In der Schweiz nehmen nur wenige Menschen assistierte Suizidhilfe in Anspruch. In der Stadt Zürich, 
in deren städtischen Heimen Suizidhilfe seit 2001 zugelassen ist, schwankt die Zahl der jährlichen 
Suizidhilfefälle in diesen Einrichtungen zwischen null und sechs. 

Die Erfahrungen zeigen: Die Zulassung führt nicht dazu, dass Suizidhilfe zum Alltag wird. Sie bleibt 
selten. Für die betroffenen Menschen kann sie aber entscheidend sein. 
 

9. Zürich kann wieder ein deutliches Zeichen setzen 

Der Kanton Zürich hat sich bereits früher klar für Selbstbestimmung am Lebensende ausgesprochen. 

2011 lancierten zwei religiös-konservative Parteien im Kanton Zürich zwei Volksinitiativen. Die eine 
wollte Suizidhilfe vollständig verbieten lassen. Die andere wollte es Personen mit Wohnsitz im 
Ausland verbieten, im Kanton Zürich Suizidhilfe zu erhalten. Beide Initiativen wurden wuchtig 
verworfen. 

Ein deutliches Ja im Kanton Zürich hätte Signalwirkung über den Kanton hinaus. Auch in anderen 
Kantonen ist die Frage in Bewegung: Entsprechende Vorstösse waren unter anderem in Nidwalden, 
Luzern, Schwyz und Solothurn Thema. 

Zürich kann zeigen: Würde und Selbstbestimmung enden nicht an der Heim- oder Spitaltür. 
 



 
 
10. Darum braucht es am 27. September 2026 ein Ja 

Ein Ja bedeutet: 

• Kein Zwang, das Heim oder Spital am Lebensende verlassen zu müssen. 
• Keine unnötigen Transporte für schwerleidende Menschen. 
• Keine pauschalen Verbote durch Institutionen. 
• Keine Verpflichtung des Personals zur Mitwirkung. 
• Mehr Klarheit, Würde und Selbstbestimmung. 

Am 27. September 2026: Ja zur Änderung des Patientinnen- und Patientengesetzes und des 
Gesundheitsgesetzes. Ja zur Selbstbestimmung im Spital und im Heim. 
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